
Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz be 5 

Il 

Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz - Am Köllnischen Park 3- 10179 Berlin IVC23 Bearbeiter Andr& Darmochwal 

Zeichen IVC 23 per E-Mail vo, 

Dienstgebäude: & 
Am Köllnischen Park 3 

10179 Berlin-Mitt 

Zimmer 

Telefon 

Fax 

intern 

  

Berlin, 3. September 2018 

” NUR 
o® MIT 

EUCH 
Tag der Deutschen Einheit 
Berlin 2018 

  

Aktenauskunft nach dem Berliner Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 

Ihr Antrag vom 23. August 2018 

    Sehr geehrt 

auf Ihren via Mail (über die Plattform frag-den-staat.de) gestellten Antrag auf Aktenauskunft nach 
dem Berliner Informationsfreiheitsgesetz (IFG) vom 23. August 2018 ergeht folgender 

Bescheid: 

1. Der Antrag wird abgelehnt. 

2. Gebühren werden nicht erhoben. 

cd 

Sprechzeiten E-Mail: Internet 
nach telefonischer Vereinbarung andre.darmochwal@senuvk.berlin.de www.berlin.de/sen/uvk 

. post@senuvk.berlin.de (Elektr. Zugangseröffnung gem. $ 3a Abs. 1 VwVfG) 

Fahrverbindungen: Zahlungen bitte bargeldlos an die Landeshauptkasse Berlin: 
WM U2 Märkisches Museum Postbank Berlin IBAN: DE47 1001 0010 0000 0581 00 BIC: PBNKDEFFXXX 
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Begründung: 

. 

Mit E-Mail vom 23. August 2018 haben Sie folgende Auskunft beantragt: 

„Welche Entwicklung ist beim dem VBB Jobticket zu erwarten. Werden die letzten Dezember 

diskutieren Pläne den Preis auf ca. 50 € zu reduzieren, umgesetzt? Wenn ja, zu wann?“ 

Nach $ 3 Absatz 1 Satz 1 IFG hat jeder Mensch das Recht auf Aktenauskunft über den Inhalt der 
von öffentlichen Stellen geführten Akten. 

Die von Ihnen beantragte Aktenauskunft kann jedoch nicht gewährt werden. Ein Anspruch auf die- 
se Aktenauskunft besteht aus folgendem Grund nicht: 

Es handelt sich um einen noch nicht abgeschlossenen Verwaltungsvorgang. Insoweit greift der 
Ausschlussgrund des Schutzes des behördlichen Entscheidungsprozesses gem. $& 10 Absatz 1 
IFG. 

Die Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz hat Anfang 2018 den Verkehrsver- 
bund Berlin-Brandenburg (VBB) mit der Erstellung eines Konzeptes für ein neues Jobticket beauf- 
tragt. Zielstellung war es, das Jobticket für die Fahrgäste attraktiver zu gestalten und auch durch 
Arbeitgeberzuschüssen Nachfragesteigerungen zu generieren. Nach Abstimmung innerhalb des 
VBB und mit den beteiligten ÖPNV-Aufgabenträgern in Brandenburg wurde ein Gutachter mit der 
Konzipierung und Kalkulation eines neuen Firmentickets beauftragt. Das Ergebnis soll noch im 
I!l. Quartal 2018 vorliegen und wird dann dem Auftraggeber vorgelegt. Nach Abstimmung inner- 
halb der Gremien des VBB ist mit einer Umsetzung Ende 2018/Anfang 2019 zu rechnen. 

Für die Ablehnung der Aktenauskunft wird keine Gebühr erhoben. Diese Kostenentscheidung be- 
ruht auf 8 16 IFG i.V.m. 8 6 Absatz 1 des Gesetzes über Gebühren und Beiträge und $ 6 Absatz 1 
Verwaltungsgebührenordnung, Kostenstelle 1004 des Gebührenverzeichnisses. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid ist der Widerspruch statthaft. Er ist innerhalb eines Monats nach Be- 
kanntgabe dieses Bescheides schriftlich oder zur Niederschrift bei der Senatsverwaltung für Um- 
welt, Verkehr und Klimaschutz, Referat IV C (ÖPNV), oder in elektronischer Form mit einer qualifi- 
zierten elektronischen Signatur im Sinne des Vertrauensdienstegesetzes i. V. m. der Verordnung 
(EU) Nr. 910/2014 versehen unter der E-Mail-Adresse „post@senuvk.berlin.de“ zu erheben. Es 
wird darauf hingewiesen, dass bei schriftlicher oder elektronischer Einlegung des Widerspruchs 
die Widerspruchsfrist nur dann gewahrt ist, wenn der Widerspruch innerhalb der genannten Frist 
eingegangen ist. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im g     


